25 für die 4 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Ir. 6089.) Geſetz, betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten für Nachlaßregulirungen. 
5 Vom 1. Mai 1865. ti 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen für alle Landestheile, in welchen das Geſetz uͤber den Anſatz und die 
Erhebung der Gerichtskoſten vom 10. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 622.) 
1 hat, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 9 3 


1 1 d a 
Die HH. 33. bis 40. des Tarifs zu dem Geſetze vom 10. Mai 1851., 
etreffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten, und der Art. 18. 
des Geſetzes vom 9. Mai 1854., betreffend einige Abaͤnderungen des vorbe 
zeichneten Geſetzes, werden aufgehoben und es kreten an deren Stelle nd 

folgende Beſtimmungen. 5 Var 
$.2. 


Ro . Fuͤr die bei Gelegenheit von Nachlaßregulirungen vorkommenden gericht⸗ a 
lichen Auktionen, Subhaſtationen und Prozeſſe über einzelne Streitigkeiten werden j 
die fuͤr dieſe Geſchaͤfte beſtimmten Satze beſonders erhoben. 


7 
Ar 


Für das geſammte Erbes⸗Legitimationsverfahren werden erhoben: . 
a) von dem Betrage bis 100 Rthlr., von je 20 Rthlrn. 7 Sgr. 6 Pf. 
b) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr., von je 


0 RNihlrn. VVV „% 6 
ch von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr., von e 
400 Rthlrn .. . e 
J) von dem Mehrbetrage bis 5000 Rthlr., von je 1 
141000 Nthl re JJ yy; Nee 
Jahrgang 1865. Tr. 6089.) 66 e) von 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Juni 1865. 


: | 1 thleꝛnn . . x en . { 8 a 
9 bei Objekten über 20,000 Rthlt., zusätzlich noch... 22 
Iſt die Erbeslegitimation durch Teſtament oder Erbvertrag vollſtaͤndig 
geführt, fo fallt dieſer Koſtenanſatz fort. i Er 
»Wenn die Erbeslegitimation mit Geſchaͤften verbunden iſt, fuͤr welche auf 
Grund des H. 4. oder 5. dieſes Geſetzes oder beider Paragraphen Koſten er⸗ 
hoben werden, fo find die vorſtehenden Satze nur zu einem Drittheile zum An⸗ 
ſatz zu bringen. Erreicht alsdann der Geſammt⸗Koſtenbetrag den Satz fuͤr das 
einfache Erbes⸗Legitimationsverfahren nicht, ſo iſt er in ſo weit zu erhoͤhen. 2 


H. 4. 


Fuͤr folgende Geſchaͤfte: 
1) fuͤr die Ermittelung und Feſtſtellung der Nachlaßmaſſe, 
2 fuͤr die Sicherſtellung oder Aufbewahrung des Nachlaſſes, 
ſind zu erheben und zwar für jede dieſer beiden Gattungen beſonders: . 
ah) von dem Betrage bis 100 Rthlr., von je 10 Rthlen. 5 Sgr. — Pf. : 


b) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr., von je 
20 Nthl ern 555 SOC 7 „„ 


c) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr., von je 
50 Rthlrirernnnü ü Pꝛ nenn nee 7 


d) von dem Mehrbetrage bis 5000 Rthlr., von je 
JJ 


e) von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlrn 


H. 5 
Fuͤr die Erbtheilung ſind zu erheben: 
a) von dem Betrage bis 100 Rthlr., von je 10 Rthlrn. 


b) von dem Mehrbetrage bis 200 Rthlr., von je 
20 Rthl rn 5 


ch) von dem Mehrbetrage bis 1000 Rthlr., von je 
50 Rth lin.. 7, 


d) von dem Mehrbetrage bis 5000 Rthlr., von je 
100 Rthlrn. i N/ 


e) von dem Mehrbetrage von je 500 Rthlrn. 


Menn das eingeleitete Erbtheilungsverfahren durch Zuruͤcknahme des An⸗ 
trages beendigt oder ſoweit daſſelbe nicht durch Rezeß abgeſchloſſen wird, kommt 
von den vorſtehenden Saͤtzen (F. 5.) nur die Hälfte zum Anſatz. 8 15 


* 


H. 6. 


Iſt mit einer Nachlaßregulirung eine Verwaltung des Nachlaſſes unter 
ſpezieller Leitung und Kontrole des Gerichts verbunden, ſo find die nach $. 43. 
C. a. des Tarifs vom 10. Mai 1851. zu berechnenden Betraͤge zu erheben. 
Iſt mit dieſer Verwaltung zugleich eine Sequeſtration oder Adminiſtration 
von Grundſtuͤcken, Handlungen oder Fabriken verbunden, fo werden außerdem 
noch die im H. 47. B. des Tarifs vom 10. Mai 1851. beſtimmten Saͤtze all⸗ 

jaͤhrlich beſonders erhoben. f 
Dabei wird das angefangene Jahr fuͤr ein volles gerechnet. 


He 7. i 


5 Betragen die Ausfertigungen des Erbrezeſſes — mehrere Ausfertigungen 
oder Auszuͤge daraus zuſammengerechnet — mehr als acht Bogen, ſo werden 
fuͤr jeden angefangenen Bogen daruͤber fuͤnf Silbergroſchen zugeſetzt. 


H. 8. 


Die vorſtehend beſtimmten Tarifſaͤtze werden in allen Faͤllen von dem 
Betrage der Aktivmaſſe ohne Abzug der Schulden berechnet. 
Werden nur einzelne Theile der Nachlaßmaſſe von den in den §H. 4. 
5. 6. erwaͤhnten Gattungen von Geſchaͤften beruͤhrt, ſo findet der Anſatz der 
Koſten nur in Anſehung des beruͤhrten Theiles ſtatt. 


49 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten erft bei den nach dem 30. Juni 
1865. zur Feſtſetzung gelangenden Koſtenliquidationen in Anwendung. i 
5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Roͤniglichen Inſiegel. a 
Gegeben Berlin, den 1. Mai 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Gar. 60806090) 66° Gr. 6090.) 


Allerhöͤchſter Erlaß vom 1. Mai 1865., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ Chauſſee 
von Wittſtock über das Stift Heiligengrabe nach Pritzwalk, im Kreiſe 
Oſtpriegnitz, Regierungsbezirk Potsdam. „F 


Nacden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Wittſtock über das Stift Heiligengrabe nach Pritzwalk, im Kreiſe 
Oſtpriegnitz, Regierungsbezirk Potsdam, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
den Stadtgemeinden Wittſtock und Pritzwalk das Expropriationsrecht fuͤr die 
zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich den genannten Stadtgemeinden gegen Uebernahme der kunf⸗ 
tigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Ehauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zu⸗ 
ſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. ei 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N . ne eee i l 


Berlin, den 1. Mai 1865. 


N Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Ihenplih. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. i ; | 


2 


ilegium zur Ausgabe auf den Juhaber lautender Obligationen der Stadt 
Cottbus zum Betrage von 200,000 Thalern. Vom 8. Mai 1865, 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Cottbus im Einverſtaͤndniſſe mit der 
Stadteerordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, die zur Betheiligung 
der Sadt bei dem Bau der Berlin-Öörliger Eiſenbahn erforderlichen Geldmittel 
im Wege einer Anleihe beſchaffen und zu dieſem Zwecke auf den Inhaber lau⸗ 
tende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obli⸗ 
gationm zum Betrage von 200,000 Thalern ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir 
in Genaͤßheit des F. 2, des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausftellung - 
von Mpieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
durch ggenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Aus⸗ 
ſtellung don auf den Inhaber lautenden Cottbuſer Stadtobligationen zum Be⸗ 
trage vo zweihundert Tauſend Thalern, und zwar in zweitauſend Stuck zu 
Einhundet Thalern. Die Obligationen ſind nach dem anliegenden Schema aus⸗ 
zustellen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen, von Seiten der Glaͤu⸗ 
ger unkndbar, von Seiten der Stadt Cottbus aber von dem naͤchſtfolgen⸗ 
den Jahr ab, nachdem die Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahn vollſtaͤndig fertig und 
in ihrer anzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt fein wird, mit wenigſtens jaͤhr⸗ 
lich Einer Prozent des Kapitals unter Hinzurechnung der Zinſen der getilgten 
Schuldveichreibungen zu amortiſiren. . i ; Be 
Veſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter, und 
ohne dadrch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung 
eine Gewhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen, ertheilen, iſt durch die 
Geſetz⸗Samlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 2 ; 


Urmdlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
‚Königlich Inſiegel. | | 


Geben Berlin, den 8. Mai 1865. 


(. S.) Wilhelm. 
a 0 v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Nr. 6091.) Priv 


mh) 


ee Provinz Brandenburg, Kegierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 


8 Obligation | 
der Stadt Cottbus über 100 Thaler Preußiſch Kurant. 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 
(Geſetz-Samml. von 1865, S. ) 


Wir, der Magiſtrat der Stadt Cottbus, urkunden und bekennen hie mit, da 
der Inhaber dieſes Schuldſcheins der Stadt Cottbus ein Darkhn von 
100 Rthlrn., Einhundert Thalern Preußiſch Kurant, gegeben hat. 8 
; Dieſes Darlehn bildet einen Theil der zur Betheiligung der Stadt beim 
Bau der Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahn auf Grund des Allerhoͤchſter Privileg 
ö gemachten Anleihe von 200,000 Thalern und wrd demnach 
jedem Inhaber dieſer Schuldverſchreibung beziehungsweiſe der daz gehörigen 
Zinsſcheine unter folgenden Allerhöchft genehmigten Bedingungen erzinſt und 
zuruͤckgezahlt: f 8 

1) Es werden 2000 Obligationen à 100 Rthlr., mit laufenden Nummern 
von 1— 2000. verſehen, ausgegeben. 

2) Jeder Obligation werden zwanzig Zinsſcheine für die zehn Jahre von 
186.. bis 187. . zahlbar postnumerando am 1. April ind 1. Ok 
tober jeden Jahres, ſowie ein Talon zur Einlöſung der zueiten Zins⸗ 
ſchein⸗Serie beigefuͤgt. ’ 

3) Nach Ablauf dieſer, ſowie jeder folgenden zehn Jahre werden neue 
Zinsſcheine nebſt Talon fuͤr je zehn Jahre nach vorheriger öffentlicher 
Bekanntmachung von der Haupt⸗Stadt⸗ und Kaͤmmereikaſe hierſelbſt 


an den Praͤſentanten des Talons ausgereicht. 


ö f l f 
4) Die Verzinſung erfolgt zu fuͤnf Prozent jaͤhrlich in halbjähigen Ter⸗ 
minen am 1. April und 1. Oktober. FR, 

5) Zur Tilgung des aufgenommenen ganzen Darlehns von 200,00 Thalern 
werden verwendet: f f | 
a) jährlich der Betrag von Einem Prozent des ganzen Schubkapitals, 

oder 2000 Thaler, welcher zu dieſem Zwecke im hans 
halts⸗Etat beſonders ausgeworfen wird; 55 

b) nach Beginn der Amortiſation die durch die allmaͤlign Ruͤck⸗ 
zahlungen erfparten Zinſen; | 
c) der volle Erlös, welchen die Stadt Cottbus aus dem Verkauf 
der mittelſt der in Rede ſtehenden Anleihe zu 0 

N e 


fallenden Jahresdividende, welcher den Betrag von fünf Prozent 
des Aktenkapitals uͤberſteigt. - 

Die Amortiſation beginnt in dem naͤchſtfolgenden Jahre, nachdem 
die Berlin⸗Goͤrlitzer Eiſenbahn vollſtaͤndig fertig und in ihrer ganzen 
Ausdehnung in Betrieb geſetzt ſein wird. Die hiernach alljährlich zu 

tilgenden Kapitalsbetraͤge werden, jedoch nur in runden Summen von 
= 100 Thalern, im Monat März ausgelooft und am 1. Oktober aus⸗ 
g gezahlt. Die Ausloofung erfolgt von der Kaſſendeputation unter Zus 
ziehung zweier Stadtverordneten. d 


in dem hieſigen Wochenblatte, dem hieſigen Kreisblatte, dem Staats⸗ 
Anzeiger, der Nationalzeitung und der Berliner Börfenzeitung Öffentlich 
bekannt gemacht und die Eigenthuͤmer zur Einlöfung aufgefordert. In 
dieſe Bekanntmachung ſollen auch die in den vorhergehenden Jahren 


5 ausgelooſten und noch nicht eingelöften Obligationen zehn Jahre lang 


mit aufgenommen werden. Jedesmal, ſobald eins der vorerwaͤhnten 
Blätter eingeht, wird mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu 
Frankfurt a. d. O. ein entſprechendes anderes Blatt gewaͤhlt. 


7) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt nach dem Nenn⸗ 
werthe im Lokale der Haupt⸗Stadt⸗ und Kaͤmmereikaſſe hierſelbſt gegen 
Ruͤckgabe der Obligation nebſt Zinsſcheinen und Talon. 


event. den Glaͤubigern nachgezahlt. ; 


8) Werden die ausgelooſten Obligationen nicht bis zu dem naͤchſtfolgenden 

1. Oktober zur Einlösung eingereicht, fo hört dennoch mit dieſem Tage 

die Verzinſung auf. Auf die Beträge der ausgelooſten Obligationen, 

die nicht eingeloͤſt werden, haben die Eigenthuͤmer nur inſoweit ein 

Recht, als ſie ſich noch binnen dreißig Jahren nach eingetretener Faͤl⸗ 
ligkeit melden. 


oder auch das ganze hiernach angeliehene Kapital, ſoweit es noch nicht 
getilgt iſt, nach vorheriger ſechsmonatlicher Kuͤndigung e 
Im letzteren Falle erfolgt die Kuͤndigung durch eine dreimalige Be⸗ 


bigern ſteht ein Kuͤndigungsrecht nicht zu. 


zweier Stadtverordneten vernichtet, daruͤber, daß ſolches geſchehen, eine 
Verhandlung aufgenommen und dieſe zu den Akten gebracht. 5 
Gr. 6091.) 11) Die 


a 6) Gleich nach e Auslooſung werden die ausgelooften Obligationen f 


Sollten die ausgereichten Zinsſcheine fehlen, ſo wird der Betrag 8 
der fehlenden zuruͤckbehalten und zur Einloͤſung derſelben verwendet, 


9) Der Stadtgemeinde bleibt das Recht, den Tilgungsfonds zu verſtärken, 


kanntmachung in den oben sub 6. erwaͤhnten Blaͤttern. Den Glaͤu⸗ 


10) Die getilgten Obligationen werden in Gegenwart des Magiſtrats und 


kaſſe an Zahlungsſtatt ange W 
1᷑2) Der Betrag der fälligen Zinsſcheine wird an jeden Vorzeiger gegen 
Auslieferung derſelben zu den feſtgeſetzten Terminen, ſowohl von der 

8 Haupt⸗Stadt⸗ und Kaͤmmereikaſſe hierſelbſt, wie auch in Berlin von 
einem durch die obengedachten Blätter bekannt zu machenden Bankier⸗ 
hauſe gezahlt. Die ruͤckſtaͤndigen Zinſen verjähren, wenn fie nicht in 
den naͤchſten vier Kalenderjahren nach dem Jahre ihrer Faͤlligkeit bei 
der Haupt⸗Stadt⸗ und Kämmereikaſſe hierſelbſt oder in Berlin abge⸗ 

hoben werden. 
13) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die 
F. 1 — 13. des Geſetzes vom 16. Juni 1819., ſo wie die erlaſſenen 
oder noch zu erlaſſenden, daſſelbe ergänzenden Beſtimmungen, jedoch 
mit folgenden Maaßgaben ſtatt: 5 
a) die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige wird dem Magiſtrat zu 
Cottbus erſtattet. Dieſem werden alle diejenigen Geſchaͤfte und 
Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Verordnung 
dem Schatzminiſterium zukommen; gegen ſeine Verfuͤgungen 
1 5 der Rekurs an die Königliche Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
att; 
b) das im H. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen 
Kreisgerichte zu Cottbus; = 
c) die dort in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch die oben unter Nr. 6. angefuͤhrten 
Blaͤtter geſchehen. RESET 
d) In Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungs⸗Termine 
ſollen acht und anſtatt des im F. 8. erwähnten achten Zins⸗ 
zahlungs⸗Termins foll der zehnte abgewartet werden. 8 


14) Das geſammte Vermögen der Stadt Cottbus haftet den Glaͤubigern 
fuͤr dieſe Schuld. i 55 
Urkundlich ausgefertigt unter Siegel und verordneter Unterſchrift 
Cottbus, den en 18. 


(L. S) 
Der Magiſtrat. 


(unterſchrift des Dirigenten und noch eines Magiſtratsmitgliedes.) 
Haupt⸗Stadt⸗ und Kaͤmmereikaſſe. 


Hierzu ſind zwanzig Zinsſcheine * Eingetragen in die Kaſſen⸗ 
Nr. 1 — 20. ausgereicht. kontrole Fol.. 


re 


„ 
Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 


Zinsſchein M...... 
über 2 Rthlr. 15 Sgr., geſchrieben: Zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen 
der 


Cottbuſer Stadtobligation 2 über 100 Rthlr. 


Inhaber dieſes empfängt am Henle 18. die halbjaͤhrigen Zinfen der 
Stadtobligation 19 mit 2 Rthlr. 15 Sgr., geſchrieben: Zwei Thaler 
funfzehn Silbergroſchen aus der Haupt⸗Stadt⸗ und Kaͤmmerei⸗Kaſſe hierſelbſt. 

Ebdtibus, den i nnn 18. 


Der Magiſtrat. 


Stadt⸗Hauptkaſſe. 
Eingetragen Kontrole Fol. ..... 


a Die hier genannten Zinſen verjähren, wenn ſie in den nächſten vier Kalenderjahren nach 
dem Jahre ihrer Fälligkeit nicht erhoben werden. a 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 
Talon 


zur 


Cottbuſer Stadtobligation 12 über 100 Rthlr. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen Ruͤckgabe deſſelben ohne 
weitere Pruͤfung ſeiner Legitimation die zweite Serie von zwanzig Stuͤck Zins⸗ 
kupons zur vorbezeichneten Stadtobligation, ſofern nicht von dem Inhaber der 
letzteren gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. Im Falle eines ſolchen 
e erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der 

igation. 5 a 


Cottbus, den. ten 48 
Der Magiſtrat. 


Jauhcgang 1965, (Nr. 6096002) 67 (Nr. 6092.) 


Nr. 6092.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde für die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 
N geſellſchaft, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn von Paſewalk über 
Straßburg nach der Landesgrenze zum Auſchluß an die Mecklenburge 
Friedrich⸗Franz⸗Bahn. Vom 25. Mai 1865. % 


—_ Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalver 
ſammlung ihrer Aktionaire vom 15. Mai 1865. die Anlage einer Eiſenbahn 

von Paſewalk über Straßburg zur Landesgrenze beſchloſſen hat, wollen Wir 
hierdurch zu der Anlage dieſer Bahn Unſere landesherrliche Genehmigung er⸗ 
f theilen, und den anliegenden, auf Grund der Beſchluͤſſe der Generalverſamm⸗ 
lung ausgefertigten Nachtrag zu den Statuten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 
, geſellſchaft hiermit beſtaͤtigen. 5 a 
= Zaugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, 
namentlich diejenigen uͤber die Expropriation, auf das hiernach von Uns ger 
nehmigte neue Bahnunternehmen Anwendung finden ſollen. 


„„ Die gegenwaͤrtige Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde iſt nebſt dem 
er Statutnachtrag durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 5 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 1 


Gegeben Berlin, den 25. Mai 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


2 


5 


zu den am 12. Oktober 1840. Allerhöchſt beſtätigten Statuten 
der Berlin- Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz-Samml. von 
| 1840. S. 305. ff.). 5 


§. 1. i ; : 
85 Das Unternehmen der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft wird auf 
die Erbauung und den kuͤnftigen Betrieb einer Eiſenbahn von Station Paſe⸗ 
walk uͤber Straßburg bis zur Preußiſch⸗Mecklenburger Landesgrenze zum An⸗ 
ſchluſſe an die Mecklenburger Friedrich⸗Franz⸗Bahn ausgedehnt. 


ae = 

Die Zweigbahn von Paſewalk uͤber Straßburg bis zur Preußiſch⸗ 
ecklenburger Landesgrenze bildet einen integrirenden Theil des Berlin⸗Stettiner 
Eiſenbahn⸗Unternehmens, und finden auf dieſelbe alle Beſtimmungen der Aller⸗ 
hoͤchſt beſtaͤtigten Geſellſchafts⸗Statuten, namentlich auch des Geſetzes vom 
3. November 1838. Anwendung. 5 


a H. 3. 5 = 
: Das zum Bau und zur vollftändigen Ausruͤſtung der Bahn erforderliche 2 
Anlagekapital von 900,000 Thalern wird durch Emiſſion 43 prozentiger Prio⸗- 
ritaͤts⸗Obligationen der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft zum gleichen 
Nominalbetrage beſchafft. i f 5 
Stettin, den 21. Mai 1865. 


: (Sr. 6092-6098) Fr. 6093.) 


zu $. 18. des unterm 28, Mai 18 ; 


ſchaft“. Vom 25. Mai 1865. 


a 6093.) Bekanntmachung „betreffend die Allerhöe 


„Aachener Rückverſicherungs⸗Geſell 


= ar Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 8. Mai d. J. 
die in der Generalverſammlung der „Aachener Ruͤckverſicherungs⸗Geſellſchaft“ 
vom 27. März d. J. zu H. 18. des Geſellſchafts⸗Statuts beſchloſſenen Aende⸗ 
rungen zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt der notariellen Urkunde vom 27. Maͤrz d. J. 
wird durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Aachen bekannt ge 

macht werden. 2 


Berlin, den 25. Mai 1865. 


Deͤr Miniſter für Handel, Ge: Der Minister des Innern. 
werbe und öffentliche Arbeiten. Gr. zu Eulenburg. 
Gr. v. Itzenplitz. f 


Ex Reedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin „gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


1 


